Mustertext für Gerichtstermine

Sofortige Beschwerde, wegen dem Tatverdacht der illegalen Vorteilsnahme.

Ich weise Ihre Handlungen und Schreiben mit der sofortigen Beschwerde zurück aus folgenden Gründen:
a) dem Ansinnen eines sogenannten Rechtsanwaltes oder BRD-Behörde bzw. einer Betreuung der sogenannten Gegenseite, habe ich zu keiner Zeit zugestimmt;
b) dem Gericht mangelt es an der Zuständigkeit, mangels GVG § 15 in Verbindung mit GVG § 16;
c) die Freiwillige Gerichtsbarkeit der BRD lehne ich mangels Geltungsbereich ab;
d) Ihre Fragen sind eindeutig an die falsche Adresse gesandt, wenn den Sie sich an die Betreuung;
c) Die mir zugestellten Unterlagen werden dem Beweissicherungsamt zugesandt;
d) Die Ehe mit der genannten Person ist per Eides statt als aufgelöst erklärt, da ich zum Zeitpunkt der Eheschließung unwissentlich Staatenlos war, somit Geschäftsunfähig und als Sache im Vereinigten Wirtschaftsgebiet geführt wurde.
e) bei allem mir vorgelegten besteht der schwere Verdacht einer illegalen Vorteilsnahme und Vortäuschung im Rechtsverkehr.


Genau wegen diesen genannten Gründen, haben Sie das geplante Verfahren einzustellen, auch wenn ich Sie als Rechtspflegendes Organ ablehne. Weitere Rechtsmittel behalte ich mir vor.

Mit freundlichen Grüßen

Max Mustermann
Reichs- und Staatsangehöriger, demgemäß nicht mehr staatenlos und ganz besonders nicht willenlos

PS.: dieses Schreiben geht an das Beweissicherungsamt.
Sofortige Beschwerde wegen der Erzwingung der Anerkennung von Unrecht
Sehr geehrte Frau .....
Ihrer erneuten Ladung in der Sie sich durch Ihr eigenes Verhalten als Befangen disqualifizieren, werde ich sehr gerne Folge leisten, wenn Sie das beweisen, was Sie sein müssen.

Es sei darauf hingewiesen, daß es hierbei nicht darum geht, was Sie in Ihrer Allmacht mir beweisen wollen, sondern vielmehr was Sie durch die Anwendung von Gesetzen ohne Geltungsbereich erzielen wollen. Gäbe es in der vorliegenden Sache eine tatsächliche Schuld  die ich zu verantworten hätte, dann wäre ich sofort bereit diese Schuld auch zu tragen. Es ist offensichtlich, daß es nicht um einen nachweisbaren Tatenbestand einer Ordnungswidrigkeit meinerseits geht, sondern eindeutig darum durch Zwang mich zu beugen, auch dann wenn die Rechtslage etwas anderes vorgibt.

Als Reichs- und Staatsangehöriger habe ich die Pflicht, sie aufzufordern sich gemäß (Gerichtsverfassungsgesetz GVG §15 in Verbindung zu GVG §16 zu legitimieren. Sollten Sie das erneut nicht erbringen können, so entbinden Sie mich durch Ihren Mangel vom Besuch Ihrer Veranstaltung und es besteht der offenkundige Verdacht der Amtsanmaßung.
Mit freundlichen Grüßen

Dieses Schreiben geht auch an das Beweissicherungsamt und an die Reichsanwaltschaft
